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Natürlich kann man sich nun ärgern, dass Donald 
Trump ausgerechnet für eine Lappalie als Erstes vor 
Gericht gehen muss. Eine wohl falsch verbuchte 
Schweigegeldzahlung mitten im Wahlkampf ist im 
Vergleich zur Anstiftung zum Wahlbetrug oder zum 
Sturm aufs Capitol tatsächlich eine Petitesse. Das 
Gerichtsverfahren mitsamt dem obligaten «Verbrecher-
bild» von Trump mag nun die Wut in dessen einge-
schworener Basis weiter schüren und die Polarisierung 
im Land eskalieren lassen. Doch am Ende bringen sie 
dem Ex-Präsidenten nicht die Stimmen, die für seinen 
Wahlsieg im Jahr 2024 nötig wären: jene der Wechsel-
wähler. Diese haben die Dramen um Trump satt. Das 
hilft den Demokraten, die dem republikanischen 
Trauerspiel nur zusehen müssen. Weiteren Schaden 
nimmt allerdings das Amt des Präsidenten, das unter 
Trumps Ägide besonders gelitten hat. Trump hat 
gezeigt, dass man als Präsident weder demokratisch 
gesinnt sein noch über besondere politische Kompeten-
zen verfügen muss. Man darf lügen, die eigene Institu-
tionen verunglimpfen und sich als Rüpel aufführen. 
Jetzt wird sich zeigen, ob die Welt dereinst nach Ame-
rika blicken wird und sagen kann, da regieren auch 
Straftäter. Das kann niemandem egal sein, auch den 
Demokraten nicht. �Gordana Mijuk

Die Anklage gegen Trump 
schadet dem Präsidentenamt

USA

Seit Chat-GTP und Co. für Furore sorgen, ist künstliche 
Intelligenz (KI) zur Projektionsfläche für allerlei Ängste 
und Hoffnungen geworden. Diese Woche hat eine 
Gruppe um Unternehmer Elon Musk sogar einen 
Marschhalt verlangt. Die Entwicklung von KI solle für 
sechs Monate pausiert werden – damit sich die Gesell-
schaft wappnen kann. Solche Appelle befeuern die 
hitzige, aber sehr abstrakte Diskussion über KI weiter. 
Not tun jedoch nicht Grundsatzdebatten um eine Ent-
wicklung, die unaufhaltsam ist. Wir brauchen vielmehr 
Antworten auf konkrete Fragestellungen: Welche Vor-
kehrungen sollen Schulen treffen, damit Schüler ihre 
Aufsätze nicht von einer KI schreiben lassen? Dürfen 
intelligente Kameras den öffentlichen Raum überwa-
chen? Was passiert, wenn Algorithmen bei Bewerbun-
gen eine Vorselektion von Kandidaten treffen oder 
entscheiden, ob jemand einen Bankkredit erhält oder 
nicht? Müssen Internet-Suchresultate, die von einer KI 
generiert wurden, mit einem Warnhinweis versehen 
sein? Wie wollen wir mit Deep Fakes umgehen? Wenn 
Experten, Firmen und Behörden sachliche Fragen auf-
werfen, anstatt über KI zu schwadronieren, tun sie uns 
allen einen grossen Gefallen. �Markus Städeli

Bitte keine Grundsatzdebatten, 
sondern konkrete Lösungen

Künstliche Intelligenz

Die Corona-Regeln, der Rettungsschirm für die Axpo, 
nun der Eingriff bei der Credit Suisse. Immer öfter greift 
der Bundesrat zu Notrecht, um Schaden vom Land abzu-
wehren. Und immer wieder murren dann Politiker, Volk 
und Parlament würden übergangen. Vergessen geht 
dabei: Das Notrecht ist eine Münze mit zwei Seiten. Und 
wenn vorne steht, was der Bundesrat gerade rettet, dann 
zeigt die Kehrseite, was die Politik eben vorzukehren 
verpasst hat – in diesem Fall taugliche Regeln, um eine 
Grossbank zu retten oder aber abzuwickeln. Natürlich, 
die Welt ist vernetzt und oft unberechenbar, viele Tur-
bulenzen kommen von aussen. Aber umso mehr müsste 
sich das Parlament bemühen, für grosse Risiken voraus-
schauend selbst Leitplanken zu setzen. �Daniel Friedli

Selbst schuld, Parlament
Notrecht

Es war keine Liebe auf den ersten 
Blick, vielmehr ein besonnenes 
Abwägen. Von der ersten Idee bis zur 
Umsetzung dauerte es 24 Jahre. 

Einen ersten Vorschlag hatte die Experten-
kommission für eine Mediengesamtkonzep-
tion in den achtziger Jahren gewagt. 1994 
wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Und 
am 30. Juni 2006 trat auf Bundesebene das 
Öffentlichkeitsgesetz in Kraft.

Der Gesetzgeber hatte sich zu einem Para-
digmenwechsel durchgerungen: Alles, was 
die Verwaltung macht, soll grundsätzlich 
nicht mehr geheim, sondern öffentlich sein. 
Klar definierte Ausnahmen stellen die Hand-
lungsfähigkeit des Staates sicher. Der Bun-
desrat sprach von einem «Instrument zur 
Stärkung demokratischer Rechte». Die Ver-
waltung solle durch die Öffentlichkeit kont-
rolliert, die Stellung von Bürgerinnen und 
Bürgern gestärkt werden.

Heute, fast 17 Jahre nach der Einführung 
des Öffentlichkeitsprinzips, ist klar: Nicht 
nur die Verwaltung, auch die Regierung hat 
immer wieder Mühe, die versprochene good 
governance zu leben. Die Sonntagsreden von 
damals sind vergessen. Oft kommt der Wille 
zur Intransparenz von ganz oben.

So hat die Regierung soeben das Prinzip 
der Verwaltungstransparenz für Dokumente 
zur Zwangsfusion der Credit Suisse kurzer-
hand abgeschafft. Informationen dazu sind 
laut Artikel 6 der erlassenen Notverordnung 
vom Öffentlichkeitsgesetz ausgenommen. 
Dass die Regierung den Zugang zu diesen 
Dokumenten per Notrecht pauschal verwei-
gert, ist bedenklich und staatspolitisch nicht 
haltbar. Gerade wegen der Tragweite der 
getroffenen Entscheide ist grösstmögliche 
Transparenz wichtig. Für eine solche Weg-
sperrklausel gibt es keine stichhaltigen 
Gründe: Das Öffentlichkeitsgesetz des 
Bundes enthält genügend Schutzmechanis-
men, die auch in dieser ausserordentlichen 
Situation gegriffen hätten. Schon lange 
warnen Medienverbände davor, solche Aus-
nahmen vom Öffentlichkeitsgrundsatz 

hätten eine Signalwirkung. Transparenz 
dürfe nicht zur beliebigen Manövriermasse 
werden. Gelte Transparenz nur von Fall zu 
Fall, würde das zentrale Grundprinzip guter 
Regierungsführung zur Zielscheibe von Lob-
byisten.

Genau das ist jetzt in einem anderen Fall 
geschehen. Pharmaindustrie und Verwal-
tung haben sich daran gemacht, das Öffent-
lichkeitsprinzip im Sozialversicherungsbe-
reich zu demontieren. Konkret will Gesund-
heitsminister Alain Berset die 
Transparenzregeln bei der Festsetzung von 
Medikamentenpreisen per Gesetz ausser 
Kraft setzen.

In Zukunft würde nur noch der Listenpreis 
eines Medikaments publik. Ausgehandelte 
Rabatte, die vom Absatzvolumen und dem 
Nutzen der Therapie abhängig sind, blieben 
geheim. Für die Medikamentenhersteller 
liegt der Nutzen der vorgeschlagenen 
Intransparenz auf der Hand: Weil nur ein 
überhöhter Schaufensterpreis publik ist, 

können sie einzelne Länder gegeneinander 
ausspielen. Der Bundesrat spricht von 
«unumgänglichen» Restriktionen zuunguns-
ten der Transparenz. Der Markt sei nicht 
bereit, hier Transparenz zuzulassen. Es sei 
nötig, den effektiven Preis, der für ein Arz-
neimittel bezahlt wird, geheim zu halten. 
Nur so könne die Bevölkerung von einem 
schnellen Zugang zu innovativen Therapien 
profitieren.

Kritiker der Wegsperrklausel monieren, 
die mit der Geheimhaltung angestrebte Kos-
tensenkung sei nicht belegt. Vielmehr müss-
ten Patientinnen und Patienten wegen dis-
kret abgewickelten Preisverhandlungen 
länger auf innovative Medizin warten. Sie 
weisen auf eine Initiative der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) hin, die auf mehr 
Transparenz in den Verfahren der Preisfest-
setzung abzielt – und dass die Schweiz diese 
Bemühungen offiziell unterstützt.

Das gewichtigste Argument gegen die 
Wegsperrung der Unterlagen aber ist, dass 
der Bundesrat mit seinem Vorhaben auch 
hier ein Grundprinzip allen staatlichen Han-
delns aushebelt. Macht sich die Verwaltung 
zum Komplizen in einem intransparenten 
Preispoker, wird das Vertrauen der Öffent-
lichkeit in den Staat nachhaltig geschädigt.

Besonders störend wäre der Rückschritt, 
weil ein gesellschaftlicher Konsens über die 
Wichtigkeit von Kostentransparenz im 
Gesundheitswesen besteht. Die Kosten der 
Medikamente sind ein entscheidender 
Faktor für die Zunahme der Gesundheitsaus-
gaben. Die Öffentlichkeit will nachvollziehen 
können, wie Medikamentenpreise zustande 
kommen.

Nicht nur bei den Gesundheitskosten 
und beim gegenwärtigen Debakel um die 
Credit Suisse, auch in jedem anderen Bereich 
müsste sich der Staat vehement für Ver
waltungstransparenz einsetzen. Ein glaub-
würdig umgesetztes Öffentlichkeitsprinzip 
schafft Vertrauen, wo es der Staat dringender 
denn je braucht: bei den zunehmend skepti-
schen Bürgerinnen und Bürgern.

Der externe Standpunkt

Der Bundesrat ist daran, das Öffentlichkeitsprinzip zu durchlöchern,�  
etwa mit Geheimhaltungsklauseln für die Finanz- und Pharmabranche.� 
Das schädigt das Vertrauen in den Staat, �findet Martin Stoll� 

Der Wille zur Intransparenz kommt 
von ganz oben

Chappatte

PD

Martin Stoll

Martin Stoll, 60, ist Initiant und inzwischen 
hauptberuflich Geschäftsführer der Trans-
parenzplattform Öffentlichkeitsgesetz.ch, 
die sich für die Umsetzung der Öffentlich-
keitsgesetze bei Bund und Kantonen 
einsetzt. Zuvor hatte Martin Stoll über 
30 Jahre lang als Recherchierjournalist für 
den Verlag Tamedia gearbeitet.
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«Preise werden sich bald stabilisieren»
Coop-Chef Philipp Wyss sagt auf Mitte Jahr das Ende der Teuerung in den Läden voraus. Und er will, dass�  
seine Angestellten über das Pensionsalter hinaus in den Filialen arbeiten. �Interview: Moritz Kaufmann� 

NZZ am Sonntag: Herr Wyss, die 
Teuerung ist so hoch wie seit Jahr-
zehnten nicht mehr. Wir müssen 
über Ihre Preise reden.

Philipp Wyss: Gerne. Aber 
lassen Sie mich vorwegsagen: 
Unsere Lebensmittelpreise sind 
nicht der Treiber der Inflation – 
die kommt vor allem durch die 
Heiz- und Energiepreise 
zustande. Letztes Jahr hatten 
wir bei Coop lediglich eine Teue-
rung von 1,4%. Übrigens sind in 
der Schweiz die Foodpreise in 
den zehn Jahren davor um 1,5% 
gesunken – wegen des harten 
Wettbewerbs im Handel und des 
starken Frankens.

Aber Sie haben bereits angekün-
digt, dass Sie dieses Jahr die 
Preise nochmals um so viel 
erhöhen würden. Dabei müsste 
der Kriegsschock vom letzten Jahr 
jetzt doch überwunden sein.

Ja, wir rechnen mit einer 
Erhöhung von 1,4%. Die Produk-
tion hat immer eine gewisse 
Verzögerung, und die drückt 
jetzt auf die Produktpreise 
durch. Aber ich versichere 
Ihnen: Unsere Einkäuferinnen 
und Einkäufer schauen sich jede 
Preisforderung der Lieferanten 
ganz genau an und weisen sie 
auch zurück. Im schlimmsten 
Fall listen wir auch beliebte Pro-
dukte aus, wie wir das etwa bei 
Balisto oder beim Reis von Uncle 
Ben’s gemacht haben.

Und wann ist der Spuk vorbei?
Ich gehe davon aus, dass sich 

die Preise ab Mitte Jahr stabil 
entwickeln werden. Aber es 
hängt natürlich noch davon ab, 
wie sich der Franken entwickelt. 
Wir haben Anfang März bei 
sechzig Prix-Garantie-Artikeln 
bereits wieder die Preise 
gesenkt. Und bei einigen Marken 
sind wir mittlerweile auch güns-
tiger als etwa grosse Ketten in 
Deutschland, zum Beispiel bei 
Kinder-Riegel oder Galbani-
Mozzarella. Da sieht man, dass 
sich die Preise auch zum Aus-
land annähern.

Die Migros-Pensionskasse hat 
wegen des Credit-Suisse-Unter-
gangs 110 Mio. Fr. verloren. Wie 
ist Coop vom CS-Aus betroffen?

Unser Unternehmen ist nicht 
davon betroffen.

Sie haben die Günstigmarke Prix 
Garantie stark ausgebaut. Etwa, 
weil Coop immer noch als teurer 
Supermarkt gilt?

Nein, in allen Umfragen, die 
wir machen, wissen die Kundin-
nen und Kunden von Coop, 
dass wir gleich günstig sind wie 
die Konkurrenten. Mir ist wich-
tig, dass wir in allen Bereichen 
stark sind: von Prix Garantie bis 
hin zum Bio-Sortiment von 
Naturaplan.

Im Ausland herrscht Bio-Krise, 
aber in der Schweiz gönnt man 
sich weiterhin teure Naturaplan-
Produkte?

Die Menschen wissen, dass sie 
dafür einen echten Mehrwert 
bekommen. Es sind nun einmal 
die besten Produkte für das Tier, 
für den Menschen und die 
Umwelt.

Aber teilweise muss doch Bio-
Fleisch als konventionelles Fleisch 
verkauft werden, weil es den 
Leuten sonst zu teuer ist.

Das ist nur beim Schweine-
fleisch teilweise der Fall, die 
Produzenten erhalten jedoch 
immer den vereinbarten Bio-
Preis. Die Nachfrage geht hier 
seit Jahren zurück. Die Kundin-
nen und Kunden von Bio-Pro-
dukten sind offenbar nicht in 
erster Linie Schweinefleisch-
Esser. Sonst verkauft sich Bio-
Fleisch aber sehr gut. Wir wollen 
in dem Bereich auch wachsen 
und suchen zum Beispiel neue 
Mäster für Bio-Poulet. Wir könn-
ten noch viel mehr Pouletbrüstli 
verkaufen. Das Problem sind 
allerdings die Schenkel. Die sind 
bei der Kundschaft wieder weni-
ger beliebt.

Coop wird vorgeworfen, bei 
diesen Produkten besonders kräf-
tig abzukassieren. Der Preisüber-
wacher Stefan Meyerhans hat bei 
Bio eine höhere Bruttomarge fest-
gestellt. Warum wollen Sie mit 
Umweltschutz mehr verdienen?

Ich kann es nur immer wieder 
sagen: Unter dem Strich verdie-
nen wir nicht mehr an Bio-Pro-
dukten als an normalen. Der 
Wettbewerb ist viel zu intensiv, 
als dass wir überrissene Margen 
draufschlagen könnten. Wenn 
wir 100 Fr. Umsatz machen, 
verdienen wir daran gerade 
einmal Fr. 1.80. Wir haben das 
Herrn Meyerhans aufgezeigt.

Wie hat er reagiert?
Er hat sicherlich gesehen, dass 

seine Rechnung nicht alle Kosten 

umfasst. Coop hat ja vor dreissig 
Jahren mit sechs Bio-Produkten 
angefangen. Heute führen wir 
über 5000. Wir haben für Bio 
massiv Entwicklungsarbeit 
geleistet, etwa indem wir 300 
Mio. Fr. in die Forschung der 
Biolandwirtschaft investiert 
haben. Aber der Preisüber-
wacher hat natürlich einen etwas 
anderen Fokus als wir.

Im Coop sind Naturaplan-Pro-
dukte in den Läden immer auf 
Augenhöhe. Man bekommt schon 
den Eindruck, dass Sie einem 
immer genau das verkaufen 
wollen – weil das für Sie die lukra-
tivsten Produkte sind?

Auch das stimmt nicht. Wir 
achten darauf, dass die Pro-
duktegruppen wenn möglich 
beieinander sind: Prix-Garantie-
Zitronen neben den normalen 
Zitronen und den Bio-Zitronen. 
Wie die Produkte eingeräumt 
sind, hängt auch damit zusam-
men, ob sie stapelbar sind. Das 
heisst, die grossen und schweren 
Produkte stehen eher unten.

Die Menschen werden immer 
dicker. Wir essen zu viel Zucker 
und verarbeitete Produkte. Was 
macht Coop gegen diese gesund-
heitspolitische Zeitbombe?

Wir haben uns der Erklärung 
von Mailand des Bundesamts für 
Gesundheit angeschlossen. Seit 
2015 haben wir in unseren 
Joghurts den Zuckeranteil um 
15% und bei den Frühstücksflo-
cken um 25% gesenkt. Diesen 
Weg verfolgen wir weiter. Span-
nend ist aber, dass wir seither 
viele Produkte ganz ohne künst-
lichen Zuckerzusatz lanciert 
haben, zum Beispiel Früchte-
joghurts oder auch Eistee. Diese 
laufen erstaunlich gut. Wir sind 
daran, weitere zu entwickeln, 
denn in diesem Bereich gibt es 
wirklich noch viel zu tun.

Sie sind ja gelernter Metzger, aber 
ich habe gelesen, dass Sie zu 
Hause vegane Wassermelonen-
steaks zubereiten.

Das ist mein Lieblingsrezept, 
es gibt nichts Besseres. Es 
stammt von Betty Bossi. Heutzu-
tage gibt es wirklich eine interes-
sante Küche, bei der man nicht 
nur das Fleisch weglässt, son-
dern aus Gemüse und Früchten 
mit der richtigen Zubereitung 

richtig tolle Sachen machen 
kann. Bei uns zu Hause gibt es 
längst nicht mehr jeden Tag 
Fleisch.

Aber der Vegan-Trend hat ja 
ziemlich nachgelassen.

Wie kommen Sie drauf? Wir 
bei Coop haben im Januar – dem 
sogenannten Veganuary – gegen-
über 2022 bei unserem veganen 
Sortiment erneut 5% zugelegt. 
Es läuft sogar sehr gut.

Die grossen Hersteller von vega-
nen Produkten wie der Hafer-
milchhersteller Oatly oder der 
Vegifleisch-Hersteller Beyond 
Meat sind an der Börse abge-
stürzt.

Das liegt ganz einfach daran, 
dass die Konkurrenz viel grösser 
geworden ist. Der Trend geht hin 
zu natürlicheren und einheimi-
schen Inhaltsstoffen: Schweizer 
Hafer oder Schweizer Gelb-
erbsen. Den Konsumentinnen 
und Konsumenten ist es sehr 
wichtig, dass ihre Produkte von 
hier kommen.

Coop investiert auch in Labor-
fleisch, also künstlich gezüchtetes 
Fleisch. Wann werden Sie dieses 
lancieren?

Ich bin überzeugt, dass zell-
basiertes Fleisch nur dann ein 
Erfolg werden kann, wenn es 
günstiger ist als herkömmliches 
Fleisch. Die Technologie ist vor-
handen, aber die Herstellung ist 
immer noch sehr teuer. Ich gehe 
deshalb nicht davon aus, dass 
wir in diesem Jahrzehnt sehr 
viele Produkte auf den Markt 
bringen werden.

Sie haben angekündigt, bald den 
1000. Coop in der Schweiz zu 
eröffnen. Man hat heute aber 
schon das Gefühl, dass es an jeder 
zweiten Ecke einen Coop gibt.

Das ist ein gutes Zeichen, 
denn es zeigt, dass wir nahe bei 
unseren Kundinnen und Kunden 
sind. Wir haben heute 960 
Läden und sehen auf jeden Fall 
Potenzial für weitere 40 bis 
2026. Nächstes Jahr eröffnen wir 
zum Beispiel eine Filiale im Ver-
zascatal. Die Agglomerationen 
wachsen ja stark, das gibt uns 
auch immer wieder neue Mög-
lichkeiten. Klar ist aber auch: Es 
ist schwierig geworden, neue 
grosse Läden zu bauen. Deshalb 
prüfen wir, ob wir bestehende 
vergrössern können.

Wirklich wachsen können Sie 
aber fast nur noch mit Übernah-
men. Vor zwei Jahren haben Sie 
die Heimwerkerkette Jumbo auf-
gekauft. Steht bald wieder ein 
spektakulärer Kauf an? Wann 
übernehmen Sie Manor?

Spruchreif ist nichts, aber es 
ist klar, dass wir schauen, was 
auf den Markt kommt.

Philipp Wyss

Der 57-jährige Coop-CEO 
wuchs im Kanton Luzern auf, 
wo er bei einem Fleischerei-
betrieb erst eine KV- und 
danach eine Metzgerlehre 
absolvierte. 1997 stieg er bei 
Coop als Verantwortlicher für 
Fleisch, Fisch und Frischepro-
dukte ein. Er arbeitete sich 
zum Marketing- und Beschaf-
fungsleiter hoch und über-
nahm im Mai 2021 schliesslich 
den Chefposten der Genossen-
schaft. Wyss ist verheiratet, 
Vater von drei Kindern und 
wohnt in Schenkon (LU). �(mkf.)

Während die Migros-Super-
märkte mit Problemen kämpfen, 
liefert Digitec-Galaxus. Das 
grösste Online-Warenhaus der 
Schweiz wuchs vergangenes Jahr 
um 8,7% und hat fast 2,5 Mrd. 
Fr. umgesetzt. Das Unternehmen 
bietet mittlerweile 5 Mio. ver-
schiedene Produkte an. Dass die 
Migros die stärkste Onlinehänd-
lerin im Land ist, verdankt sie zu 
einem guten Stück dem 2015 
übernommenen Tochterunter-
nehmen.

Doch nun zeigt sich, dass Digi-
tec-Galaxus vergangenes Jahr 

Online- 
Warenhaus 
hat 200 Jobs 
abgebaut

Digitec Galaxus

ren. «2022 war eher ein Jahr der 
Konsolidierung und der Effi-
zienzsteigerung.»

Digitec-Galaxus betont, dass 
keine Kündigungen ausgespro-
chen wurden. Stattdessen seien 
Temporärstellen ausgelaufen 
und nicht mehr verlängert 
worden. «Personal in der 
Schweiz bauten wir vor allem ab, 
indem wir 2022 bedeutend 
weniger temporäre Mitarbei-
tende in der Logistik anstellten.»

Das ist aber nicht alles. Digi-
tec-Galaxus investiert viel in die 
Auslandexpansion. 2018 baute 

die Firma einen Standort in 
Deutschland auf, 2021 folgte der 
Markteintritt in Österreich. Seit 
Anfang Jahr greift die Migros-
Tochter auch in Frankreich und 
Italien an. Ebenfalls unterhält 
Digitec-Galaxus seit 2016 über 
ein Tochterunternehmen ein 
Servicecenter in der serbischen 
Hauptstadt Belgrad.

Nun findet eine stille Verlage-
rung statt. So wurden vergange-
nes Jahr teilweise Stellen über 
die natürliche Fluktuation nicht 
mehr in der Schweiz, sondern im 
Wachstumsmarkt Deutschland 

eine grosse Restrukturierung 
durchgeführt hat. Aus dem 
Migros-Geschäftsbericht geht 
hervor, dass beim in Zürich-West 
beheimateten Unternehmen 
2022 in der Schweiz mehr als 
10% der Stellen abgebaut 
wurden – das sind rund 200 
Jobs.

Auf Anfrage bestätigt der 
Online-Händler: «Fokussiert 
man sich nur auf die Schweiz, ist 
ein leichter Rückgang der Mit-
arbeiterzahl zu beobachten.»

Gemäss dem Unternehmen ist 
das eine Spätfolge des schnellen 

Wachstums während der 
Corona-Pandemie: «Im Jahr 2021 
sind wir in der Schweiz punkto 
Mitarbeitende um 28% gewach-
sen. Ein sehr starkes Wachstum 
aufgrund des Nachfragebooms», 
so ein Sprecher des Unterneh-
mens. In den Pandemiejahren 
habe man viele Arbeitsprozesse 
ad hoc angepasst. «Wohlwis-
send, dass wir aus Zeitgründen 
nicht immer die beste Lösung 
gefunden hatten.»

Im Laufe der Zeit sei es aber 
gelungen, die Arbeitsabläufe zu 
optimieren und zu automatisie-

Sie könnten eine Kaffeemaschine 
lancieren, wie das Hauptkonkur-
rentin Migros gemacht hat.

Für uns macht das keinen 
Sinn, denn wir haben ja kein 
grosses Kaffeewerk. Wir enga-
gieren uns dort, wo wir gut sind. 
Wir sind zum Beispiel der 
grösste Essighersteller der 
Schweiz und betreiben die 
grösste Kornmühle.

Der Fachkräftemangel wird in der 
Schweiz immer schlimmer. 

Können Sie Ihre offenen Stellen 
noch besetzen?

Wir haben über 95 000 Ange-
stellte und konnten in der 
Schweiz letztes Jahr noch 
zulegen. Darauf sind wir sehr 
stolz. Aber zu Ihrer Frage: Der 
Schlüssel zum Erfolg in unserem 
Business ist die Berufslehre. Wir 
brauchen pro Jahr 1000 neue 
Lernende in über 30 Berufen. 
Letztes Jahr konnten wir diese 
Stellen alle besetzen, und ich bin 
überzeugt, dass uns das 2023 

Wassermelonen- 
steaks sind mein 
Lieblingsrezept.  
Es gibt nichts 
Besseres.


